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WI~IN'!VII~TSCHAFrl~SFONDS 

I 
/ 

An das 
Präsidium des 
österr. Nationalrates 

Dr. Karl Renner Ring 3 
1017 Wien 

LÖWELSTRASSE 12 A-1010 WIEN 

Ihr Zeichen Ihre Nachricht Unser Zeichen 

T/p/254/86 

Betreff: Stellungnahme zum Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Weinwirtschafts­
gesetz aufgehoben sowie das Weingesetz 
1985 und das Bundesfinanzgesetz 1986 
geändert werden 

Tag 

1986 03 25 

Entsprechend dem Ersuchen des Bundesministers für Land- und 

Forstwirtschaft vom 25.2.1986 hat die Verwaltungskommission 

des Weinwirtschaftsfonds eine Stellungnahme ausgearbeitet, die 

wir beiliegend übermitteln. 

Mit freundlichen Grüßen 

Der chäftsführer: 

.r~ 

Anlagen 
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Stellungn3.hm:, q:~_~~in'\tlirts chaftsfonds 

zum Bundesgesetz vom .~ .. , mit dem das Weinwirtschafts­

gesetz aufgehoben sowi~ das Weingesetz 1985 und das 

BUYldesfinanzsesetz 1986 gpändert werden. 

--------~----~-------_ .. _------------------------------------------
Der ~lein'lflirtschaftsf')nds ist seit seiner Gründung den gef;etzlichen 

Verpflichtutlfen bestmöglich nachgekomm",n. 

Dies beweüsen insbesonder'2 die im wesentlichen erfolgreiche Bewältigung 

der Marktprobleme im Zeitraum 1969/1985 trotz gestiegener inländischen 

Welnproduktion. Dies kor::i.':.te durch die ErschlieJ?;ung von Auslands­

märkteü) die I'IIarkteinf0hru:;:lg !H:~uer Produkte wie rrraubensaft, öster­

reichischer Weinbra.nd so",rie die ~'l(.>sentliche A.usvJeitung des Absatzes 

von G "spri tztem und 1ie StabilisierunR; des inländischen Weinverbrauches 

auf hohem Niveau erreicht werdpn. Darl.ib erhinaus lconnte in Jahren 

mi t über'duJ:'chschni ttlich hohel1 Ernten durch v3rschiedene Aktionen 

eine Verbesserung der Marktlage erreicht werd3n, wenngleich die hiefür 

erforderlichen Mittel Uflj Instrumente nicht immer ausreichend waren. 

Auch in den vorliegenden Rechrungshofberichten über die Tätigkeit 

des \Neinwirtschaftsf')nds sowie in den Prüfungsberichten des Bundes­

ministeriums für Land- und Forstwirtschaft wurden ~ insgesamt be­

trachtet ,. nur gerin~fügige Mängel aufgezeigt, die jeweils sofort 

behoben worden sind. 

Nach Auffassung des ~üinwirtschaftsfonds ließt somit keine sachliche 

Begrli..."ldune; fGr die Auflösung des Fonds vor. 

Im einzelnen wird zum vorgelegten Gesetzesentwurf wie folgt Stellung 

genommen: 

Abschnitt I 
Artikel I § 1 und 2 

Die kurzfri stige AufH)sw:":,("; des Fonds ohne übergangsbestimmungen ver­

ursacht l'iegen Fehlens einer geeigneten NaChfOlgeorganisation große 

Probleme im Bereich ier Werbul"g im In- und Ausland. Hier sind wegen 

Unterbrechl1UllZ bzw. Nichtei:nleitung von wiChtig erscheinenden Werbe­

und Pl1"~JIaßnahmen naChteilige fmsvvirkungen zu befürchten, die ins­

besondi";re die dring2nd einzul~itende Vertrauensneubildung im In- und 

Ausland, die WiedergewL1flung der Distributio!1 und Unterstützung der 

noch v'>rhandenen Vertriebsfirmen im Ausland b'3tre ffen. 
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Überdies wird darauf hinCGwiesen, daß der Fonjs Hichtlinien bis 

30.6.1986 genehmigt erhielt j als Termin dpr Auflösung jedoch der 

31.5.1936 festgesetzt wurde. 

§ 3 (2) Z.l 

Der Weinwirtschaftsfl'mds h2.t mit keinem s<=:iner 4 Dienstnehmer Be~' 

stimmungen betreffend eir,e Pensionsleistung vereinbart. Lediglich 

ein Dienstnehmer (der Geschäftsführer) hat aus einem bestehenden 

anderen Dicnstverhä.ltni füne:n. P""nsionsanspruch. 

Soferne in dEr g2g:mstänrilichen Bestimmung a.uch frühere, aufrechte 

Diens tverhäl tnis se einzub eziehen sind, ,q.!::ire dies lüarer zu formulieren, 

andernfalls als nicht zutreffend zu streichen. 

Abschnitt 11 
Artikel I § 68 a ----
Nach Auffassung des Fonds müßte das Ziel dieses BU!Jdesges·"'tzes aus'~ 

s chließJ.ich die FörderUi:1G der inländis chen ?roduktion sein. Ent·, 

sprechend dem derzeit geltenden Weinwirtschaftsgesetz wäre daher 

der BeGriff "inländische V!8inbau"O'rzeugnisse ll in geeigneter Form zu 

verwenden. Na.ch Ansicht von Wirtschaftswisspnschaftlern ist eine 

liMarktstabilisierung;f nicht möglich, da Veränderungen im Wesen 

eines ~'larJctes begründet sind. Der Geeisnetere Ausdruck hiefür wäre 

daher !7Harmonisieruns dRS r·larktes n. Es sind s'Jmi t in einem ent­

sprechenden Zeitraum Veränderungen in solch""r l'Jeis(,: anzustreben:, 

daß zwischen Anr;ebot un.cl Nachfrage ein ausgeglichenes Verhältnis 

gegeben ist. 

§ 68 b 

Die vorgeschlagenen \1aßnahmen der Förd""rung enthalten keine In­

strumente zur Marktintervention. Der Fonds weist darauf hin, 1aß im 

Weinbau aufgrund der Produktionsbedingunsen extrem große Ernte~ 

schwanku:ng(~n möglich sind. In diesem Zusammenh8 . .ng w'ird lediglich 

auf die Woinernte 1982 (4,9 OOill. hl) und 1985 (1,1 Mill hl) hin­

gewiesen. Solche SCh1"lal'!Kungen führen in Jahr'?n mitübErangeboten 

zum ?reisverfall, dem nur durch geeignete Interventionsmaßnahmen 

entgegengewirkt werden kann, während in Jahr~n mit niedrigen "2.:rnten 
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eine gewisse Vfrknap~u~s 0i~tritt. Aus diesem Grunde sird im 

geltenden Weinwirtschaftsgest:,t z der Kauf, die Lagerung und die 

Verwertung von österreichischen W~inbauerzeugnissen als Instrum~nte 

der Marktregulierung vorgesehen. 

§ 68 c 

In den vorlieg~nElen B'?stimlTluYlcer ist kein':" vprbindliche Zusage 

über die Höhe der Dotierung der geplanten Förderungsmaßrahmen 

enthalten. Die mittelfristige Planung, insbesondere von Maßnahm~n 

der Markterschließung '.lnd flarktausllvsi tung, erf,')rdert jedoch ein 

rn~hrjährig8s Konzept; ~in solches ist nur bpi mehrjähriger Sicherung 

der Finanzierung möglich. 

Da ,;?S sich um eine BedL1.gung handelt, auf die d-?r Förderungswerber 

keinen Einfluß hat, besteht die Gefahr, daß FörderungswErber jener 

Bundesländer) die keinen 'hrtrag mi t d,:"m Bund betreff,and eine 

Festlegunt.; von Hektarhöchsterträgen abschließen) von der Förderung 

gemäß diesem GEsetz § 68 b Z.l und 2 ausgQschlossen sind. Die 

rechtliche ZUlässigkeit einer solchen Bestimmung ist zu prüfen. 

§ 68 d (1) 

Um die Fördorur'g zweck~erichtet v0rgeben zu können, wärE' g'esetzlich 

festzulegen, welche physischsn oder juristischen Personenkreise 

eine Förderung erhalten können. 

Der Weinwirtschaftsfonds h3.t bisher eine vorbildhaftE~ Zusammen­

arbeit aller Interessensvertreter bewiesen. AII~ l\1aßnahmen wurd~n 

aus Sicht d~r Produzentenvertreter, jener des W~inhandels und der 

Indus trie sowiE dsr KO:1sum'5:nten und .Arb ei tnehmer in der H'eirli'lirt­

schaft einceherd behan121t, Bei unt"'?rschipdlich?r Auffassung "mrde 

durch Jiskussion versucht) den Konsens herzust311en, der den 

InteressEj;{r aller in der loh:inwirts chaft vr-"rtreteoa.e~i. Gruppen bes t­

möglich dient. 
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Durcil Aus sehe.l tung de;r gi::S etzli chen Intp.rf'ssens vertreter g'''mäß 

vorlieg8:ndem Entwurf fF:S teht die Gefahr, daß die Anliegen der 

unmi ttellJar b etro ffenen Berufsgruppen der 1tleinbauern, Winzerge­

'1ossenschaften, Weinhand~21s~- und W(~inv~rarbei tungsbetrieben 

und Arb~itnehmGr in der Weinwirtschaft nicht geblihrend 

vertreten werden kannen. 

Es sei auch bpmerkt, daß das Vorsc~lagsrecht für die Entsendung 

nicht gegeben ist. 

Es wird cmf Formulierungsfehler wie fol~t hir:gewiesen: 

Nach Ansicht d'?s Fonds müssen die Texte richtig lauten: 

Abs. (4): "' •••• aus den R(::ihpn der Beiratsmi tglieder" . 

Abs. (7) ;; Die rv[itßlied~1chaft ~ Beirat ist ein unbesoldetes Ehrenamt." 
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